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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Sicherung des Schulwegs 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Riedl (München), 
Stücklen, Wagner (Günzburg), Lemmrich, Dr. Jobst, 
Dr. Kreile, Geisenhofer, Dr. Probst, Niegel, Röhner, 
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— Drucksache VI/919 — 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Auf welche Weise beabsichtigt die Bundesregierung, in Zukunft 
noch umfassendere und eingehendere wissenschaftliche Unter- 
lagen als bisher über die Ursache von Straßenverkehrsunfällen, 
an denen Kinder beteiligt waren, zu gewinnen? 


Der Bundesminister für Verkehr hatte am 1. Oktober 1968 das 
Statistische Bundesamt (StBA) beauftragt, eine statistische 
Untersuchung über die Kinderunfälle im Straßenverkehr und 
die Gründe für ihre Zunahme im Jahre 1967 durchzuführen. Da 
alle statistischen Landesämter bei dieser Untersuchung mit- 
wirken mußten und umfangreiche Tabellierungen des Statisti- 
schen Bundesamtes zu dieser Untersuchung erforderlich waren, 
konnten die Ergebnisse erst im November 1969 vorgelegt 
werden. 

Zahlenmaterial über Kinderunfälle liegt für 1969 noch nicht 
vor. 

über die Struktur der Kindenmfälle 1968 hat das StBA in 
„Wirtschaft und Statistik" Heft 2/1970 berichtet. 

Die wichtigsten Ergebnisse dieser Untersuchung waren fol- 
gende: 
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Seit 1957 nimmt die Zahl der im Bundesgebiet lebenden Kin- 
der von Jahr zu Jahr zu. Von 1966 auf 1967 betrug der Zu- 
wachs der bis 14jährigen z. B. rd. 200 000 oder 1,5%. Gleich- 
zeitigvermehrte sich der Kraftfahrzeugbestand 1967 um rd, 
555 000 oder 3,8%, Das bedeutet, daß 1967 mehr Kinder bei 
größerer Fahrzeugdichte am Straßenverkehr teilnahmen. 

1967 verunglückten bei Verkehrsunfällen im Bundesgebiet 
64 319 Kinder im Alter von 0 bis 14 Jahren. Gegenüber 1966 
erhöhte sich die Zahl der verunglückten Kinder um 5 698 
oder 9,7%. Diese Zunahme kann nur zu einem Teil von etwa 
2 bis 4% mit der gestiegenen Kinderzahl (+ 1,5%) und zu- 
nehmender Verkehrsdichte (Bestand + 3,8%) begründet 
werden. 

Das Unfallrisiko für Kinder hat 1967 mithin unter Berück- 
sichtigung des Bevölkerungs- und Kraftverkehrszuwachses 
um 5 bis 7% zugenommen. 

Als hauptsächliche Gründe hierfür sind anzusehen: 

a) Die Verkehrsdisziplin der Kinder als Fußgänger hat sich 
1967 verschlechtert. Unfälle, die allein oder überwiegend 
von zu Fuß gehenden Kindern verursacht wurden, nah- 
men um 8,4% zu. Fehler beim überschreiten der Fahr- 
bahn wurden 1967 um 12®/o mehr festgestellt als 1966. 
Der Anteil der Schuldigen unter den Pkw-Fahrern, die 
in Kinderunfälle (Fußgängerverkehr) verwickelt waren, 
erhöhte sich um 5%. 

Insgesamt stieg 1967 die Zahl der verunglückten zu Fuß 
gehenden Kinder im Alter bis 14 Jahren um 2 320 oder 
7,6% auf 32 794. 

b) Kinder sind 1967 in größerer Zahl als 1966 als Mitfahrer 
in Fahrzeugen verunglückt. Bei dieser passiven Teil- 
nahme am Verkehr verunglückten 1967 insgesamt 
17 502 Kinder (+ 1 103 oder + 6,7%). 

c) Relativ am stärksten nahm die Zahl der verunglückten 
Radfahrer im Kindesalter zu. Sie stieg 1967 auf 13 918 
(= + 2 268 oder + 19,5%). Zu diesem bedauerlichen 
Tatbestand führten sicherlich eine stärkere Nutzung der 
Räder durch Kinder, ein im Vergleich zum Vorjahr dich- 
terer Verkehr und eine verschlechterte Verkehrsdiszi- 
plin der Radfahrer sowie der Autofahrer gegenüber den 
Radfahrern. 

d) Besonders stark haben 1967 die Unfälle der 6- bis 14- 
jährigen auf dem Schulweg zugenommen, und zwar 
zwischen 7 und 8 Uhr um 23% und mittags um 19%. Vor 
allem Radfahrer verunglückten 1967 in zunehmendem 
Maße auf dem Wege zur Schule zwischen 7 und 8 Uhr 
(+ 248 oder 32%). 
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e) An schulfreien Tagen vermehrten sich 1967 die Unfälle 
der 6- bis 14jährigen nicht so stark (Radfahrer + 13Vo, 
Fußgänger + l,3Vo). 

f) 1968 verunglückten mehr Kinder als Radfahrer (+ 6,4Vo) 
und in Fahrzeugen als Mitfahrer (+ 4,7®/o), Fußgänger- 
unfälle von Kindern ereigneten sich dagegen nicht mehr 
so viele wie 1967 (— 0,3Vo). 

3. Im Jahre 1965 war durch eine Befragung jedes hundertsten 
Haushalts (Mikrozensuserhebung) festgestellt, daß etwa 
jeder vierte Unfall von zu Fuß gehenden oder mit dem Rad 
fahrenden Kindern sich auf dem Schulweg ereignete. Auf 
Grund der Unterlagen der für 1968 angestellten Untersu- 
chungen läßt sich das Risiko des Schulweges nur durch eine 
Gliederung der Kinderunfälle nach Schul- und schulfreien 
Tagen zum Teil erkennbar machen. An einem normalen 
Wochentag (Montag bis Freitag) mit Schulunterricht verun- 
glückten 1968 im Durchschnitt 123 Kinder im Alter von 
6 bis 14 Jahren zu Fuß oder mit dem Fahrrad. An einem 
schulfreien Werktag waren es dagegen im Mittel 96. Das 
Risiko für ein Schulkind, als Fußgänger oder Radfahrer zu 
verunglücken, ist damit an einem Tage mit Schulunterricht 
um fast 30®/o höher als an Werktagen während der Schul- 
ferien. 

4. Die Anlage 1 zeigt eine Übersicht über die bei Straßenver- 
kehrsunfällen verunglückten Kinder in den Jahren 1937, 
1953 bis 1968. Hierbei sind die Zahlen der in den einzelnen 
Jahren vorhandenen jugendlichen Einwohner, der zuge- 
lassenen Kraftfahrzeuge und die Zahl der verunglückten 
Kinder nach ihrer Teilnahme am Verkehr als Fußgänger, 
Radfahrer oder Mitfahrer je 100 000 Einwohner angegeben. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, 

1. derartige Untersuchungen alljährlich vom Statistischen 
Bundesamt durchführen zu lassen, 

2. auch die zu einem zentralen Institut für Unfallursachen- 
forschung erweiterte Bundesanstalt für Straßenwesen 
(BASt) zur Gewinnung wissenschaftlicher Unterlagen 
über die Ursachen von Kinderunfällen einzuschalten, 

3. Forschungsaufträge auf diesem Sektor zu vergeben. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, in Zusammenarbeit mit den 
Bundesländern zu prüfen, ob durch 

a) geeignete Maßnahmen beim Straßenbau, 

b) verstärkte Verkehrserziehung in Kindergärten und Schulen, 

c) einheitliche Kennzeichnung der Schulbusse, 

d) verbindliche Festlegung über den Bau von ausreichenden 
Kinderspielplätzen 

ein besserer Schutz von Kindern im Straßenverkehr erreicht 
werden kann? 
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Die Bundesregierung ist bereit, in Zusammenarbeit mit den 
Bundesländern — die in erster Linie für die unter 2, a) bis d) 
auf geführten Tatbestände zuständig sind — zu prüfen, auf 
welche Weise ein besserer Schutz der Kinder im Straßenver- 
kehr erreicht werden kann. 


Zu 2. a) 

Eine Prüfung, ob durch geeignete Maßnahmen beim Straßen- 
bau ein besserer Schutz von Kindern im Straßenverkehr er- 
reicht werden kann, ist im Rahmen der Bearbeitung folgender 
Regelungen bereits erfolgt: 

1. Zusammen mit den obersten Straßenbau- und Verkehrs- 
behörden der Länder wurden „Vorläufige technische Richt- 
linien für die Anlage und Beleuchtung von Fußgängerüber- 
wegen" erarbeitet, die einen wichtigen Beitrag zur Siche- 
rung der Fußgänger im Straßenverkehr, insbesondere auch 
Schulkinder, darstellen. Der Bundesminister für Verkehr hat 
mit einem Rundschreiben an die obersten Straßenbaube- 
hörden der Länder vom 15. Januar 1970 empfohlen, nach 
diesen Richtlinien zu verfahren und diese für den Bereich 
der Bundesstraßen eingeführt. Danach werden an Bundes- 
straßen die Kosten für die Anlage der Fußgängerüberwege 
sowie für die Einrichtung, Unterhaltung und den Betrieb 
der Beleuchtung der Fußgängerüberwege aus den Mitteln 
des Straßenbauhaushalts des Bundes getragen, wenn be- 
stimmte in den Richtlinien genannte verkehrliche Voraus- 
setzungen vorliegen. Bei Vorliegen besonderer örtlicher 
Verhältnisse (z. B. Schulweg, Krankenhaus) kann auch von 
den zugrunde zu legenden Werten abgewichen werden. 

2. Mit einem Rundschreiben an die obersten Straßenbaube- 
hörden der Länder vom 17. März 1970 ist darauf hinge- 
wiesen worden, die Trennung des Radverkehrs vom Kraft- 
fahrzeugverkehr durch Anlage besonderer Radwege in stär- 
kerem Maße als bisher anzustreben. Dabei soll jeweils ge- 
prüft werden, ob unter anderem durch Schulverkehr ausge- 
löste Radverkehrsströme die Anlage eines besonderen Rad- 
weges rechtfertigen, wenn in bestimmten Richtlinien näher 
definierte Werte allein nicht ausschlaggebend sein sollten. 


Zu 2. b) 

Um auch eine verstärkte Verkehrserziehung in den Kinder- 
gärten betreiben zu können, wurden inzwischen im Jahre 1968 
im Lehrerseminar für Verkehrserziehung „Nord" in Bendestorf 
und im Jahre 1969 im Lehrerseminar „Süd" in Bernried und 
„Mitte" in Frankfurt sowie im Verkehrsinstitut Quelle bei 
Bielefeld die erforderlichen Maßnahmen getroffen; Jugend- 
leiterinnen (Kindergärtnerinnen) wurden dort in einwöchigen 
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Lehrgängen methodisch und didaktisch darauf vorbereitet, wie 
sie die noch nicht schulpflichtigen Kinder zu selbständigem, 
verkehrsgerechtem Verhalten anhalten und erziehen können. 
Ab 1970 werden solche Lehrgänge in allen fünf in der Bundes- 
republik Deutschland bestehenden Lehrerseminaren für Ver- 
kehrserziehung bzw, Verkehrsinstituten durchgeführt. 

Eine verstärkte Verkehrserziehung in den Schulen ist in viel- 
fachen Besprechungen des Bundesministers für Verkehr mit 
dem Präsidenten der Ständigen Konferenz der Kultusminister 
erörtert worden. Diese Besprechungen führten zu folgendem 
Ergebnis: Ausschuß „Schulverkehrserziehung" der Ständigen 
Konferenz der Kultusminister der Länder arbeitet z. Z. einen 
„Rahmenplan zur Verkehrserziehung" aus, der nach Fertig- 
stellung und Billigung durch die Ständige Konferenz der Kultus- 
minister allen Bundesländern zur Annahme und Durchführung 
empfohlen werden soll. 

Die erwähnten fünf Lehrerseminare für Verkehrserziehung, 
bzw. Verkehrsinstitute, die vom Bundesverkehrsministerium, 
dem ADAC, der Deutschen Verkehrswacht und den Kultus- 
ministerien der Bundesländer (in NRW vom Verkehrsministe- 
rium) getragen werden, bereiten z. Z. an fünf verschiedenen 
Orten jährlich etwa mindestens 3000 bis 4000 Lehrer aller Schul- 
arten auf die Erteilung des Verkehrsunterrichts in allen Schul- 
stufen vor. Diese Bemühungen reichen aber nicht aus. Seit Jah- 
ren fordert der Bundesminister für Verkehr immer wieder die 
systematische Ausbildung der Studierenden der Pädagogischen 
Hochschulen in der Verkehrspädagogik. Z. Z. werden in min- 
destens sechs Hochschulen Vorlesungen und Seminare in Ver- 
kehrspädagogik angekündigt. Diese Ausbildung der Studieren- 
den wird auch im genannten „Rahmenplan zur Verkehrserzie- 
hung" (KMK) geregelt werden. 


3. Wird die Bundesregierung die Initiative zu einer Änderung 
der Straßenverkehrsordnung dahin gehend ergreifen, daß in 
Zukunft das Vorbeifahren an haltenden Schulbussen verboten 
ist? 


Der Entwurf der neuen Straßenverkehrs-Ordnung sieht vor, 
daß an Schulbussen das Warnblinklicht eingeschaltet werden 
kann, solange Kinder ein- oder aussteigen. 

Durch VkBl- Verlautbarung vom 2. Dezember 1969 (VkBl 1969 
S. 743) ist auf diese Regelung im StVO-Entwurf bereits hinge- 
wiesen und empfohlen worden, schon jetzt entsprechend zu 
verfahren. 

Die Kraftfahrer werden also in zweifacher Hinsicht gemahnt, 
an haltenden Schulbussen ganz besonders vorsichtig vorbeizu- 
fahren: 
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1. durch die in der o. a. VkBl- Verlautbarung im einzelnen 
festgelegte, auffällige Kennzeichnung des Schulbusses mit 
leucht-hellorange farbenen Schildern, 

2. durch das Warnblinklicht. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die Kraftfahrer diese 
Mahnung beachten werden. Zusammen mit einer sorgfältigen 
Auswahl der Haltestellen dürfte damit die Sicherheit der ein- 
oder aussteigenden Kinder verbessert sein. 

Ein absolutes Vorbeifahrverbot an haltenden Schulbussen wird 
nicht erwogen. Bei der z. T. dichten Aufeinanderfolge der Schul- 
bus-Haltestellen würde dies nicht nur zu einer erheblichen Be- 
hinderung des Verkehrsflusses führen, sondern — wegen dieser 
Behinderung — zusätzliche Gefahren für den übrigen Verkehr 
heraufbeschwören. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen Bundestag jähr- 
lich zum 1. Juni einen Bericht über die Sicherheit der Kinder 
auf dem Schulweg vorzulegen? 


Die Bundesregierung ist bereit, dem Deutschen Bundestag jähr- 
lich einen Bericht vorzulegen, aus dem ersichtlich ist, welche 
Maßnahmen zur Hebung der Verkehrssicherheit der Kinder 
auf dem Schulweg im einzelnen durchgeführt wurden. Dies 
könnte am zweckmäßigsten dadurch geschehen, daß die Unfall- 
situation der Kinder innerhalb des alljährlich zu erstellenden 
Berichts der Bundesregierung über die Enwicklung des Unfall- 
geschehens im Straßenverkehr (vgl. Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 26. Juni 1969 Drucksache V/4412) darge- 
stellt wird. 


Leber 



Bei Straßenverkehrsunfällen verunglückte Kinder*) 


Anlage 1 




Jahr 

Verunglückte 

dar. 

insgesamt 

getötet 

Fuß- 

gänger 

Und zwar als 

Rad- ' Mit- 
fahrer-) j fahrer^) 

Ein- 

wohner 

Kraftfahr- 

zeuge 

Von 100 000 Einwohnern verungiücl^ 
als Fuß- j als Rad- als Mit- 

insqesamt 

ganger ! fahrer-) ' fahren^) 

Jen 

wurden 

getötet 

1937 

20 620 

1 194 

Anzahl 



1 000 

14 773 2 848 

140 


Anzahl 


8,1 

1953 

32 807 

1 147 

20 737 

7 962 

4 108 

10 478 

4 343 

313 

198 

76 

39 

10,9 

1954 

32 205 

1 139 

20 887 

7 010 

4 308 

10 298 

5 288 

313 

203 

68 

42 

11,1 

1955 

34015 

1 035 

22 610 

6812 

4 593 

10 145 

6 301 

335 

223 

67 

45 

10,2 

1956 

36 026 

1 097 

24 528 

6 381 

5 117 

9 999 

7 277 

360 

245 

64 

51 

11,0 

1957 

35 906 

1 108 

24 407 

5 661 

5 838 

10 482 

8 043 

343 

233 

54 

56 

10,6 

1958 

37 156 

1 029 

25 253 

5 805 

6 098 

10 636 

8 688 

349 

237 

55 

57 

9,7 

1959 i 

40 884 

1 162 

26 548 

7 045 

7 291 

10914 

9318 

375 

243 

65 i 

67 

10,6 

1960 ! 

48 172 

1 320 

29 553 

i 9 308 

9311 

11 859 

10217 

406 

249 

78 

79 

11,1 

1961 i 

49 231 

1 396 

29 224 

9 559 

1 10 448 : 

12 185 

10 940 

404 

l 

240 

78 

86 

11,5 

1962 : 

49 548 

1 397 

28 744 

9 177 

j 1 1 627 ' 

12 493 

11 506 

' 397 

230 

73 i 

93 

11,2 

1963 

50 809 

1 388 

28 343 

9 965 

! 12 501 

12 780 

12215 

1 398 ! 

222 

78 

98 

10,9 

1964 1 

54 590 

1 636 

29 894 

10 829 

13 867 

13 051 

12 824 

418 

229 

83 

106 

12,5 

1965 j 

54 535 

1 614 

28 965 

i 10710 

14 860 

13 312 

13 575 

410 

218 

80 

112 j 

12,1 

1966 

58 621 . 

1 

1 796 

30 474 

11 650 

16 497 

13 574 

14 445 1 

432 

225 

86 

122 : 

13,2 

1967 ; 

l 

64 319 i 

1 909 

32 794 

13918 

17 607 

13 780 

15 000 

467 

238 

101 

128 

13,9 

1968 ' 

65 904 ! 

1 920 

1 

32 693 

14 805 ' 

18 406 1 

13 968 

15 600 i 

470 

233 

106 

132 

13,7 


’) 1937; Deutsches Reich; Kinder im Alter von 0 bis 13 Jahren. 1953 bis 1956; Bundesgebiet ohne Saarland; Kinder im Alter von 0 bis 13 Jahren. 1957 bis 1959: Bun- 
desgebiet; Kinder im Alter von 0 bis 13 Jahren. Ab I960; Bundesgebiet; Kinder im Alter von 0 bis 14 Jahren 
1953 bis 1956 einschließlich Mitfahrer auf Fahrrädern 
Einschließlich andere Fahrzeugführer 
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